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Berlin, 24. Januar. Der König hat dem Verwaltungsdirektor 
des Charité⸗Krankenhauſes in Berlin, Geheimen Regierungsrath Spi⸗ 
nola den Rang eines Rathes dritter Klaſſe, und dem Kreisphyſikus 
des Kreiſes Züllichau⸗Schwiebus, Dr. Schönfeld in Züllichau den Cha⸗ 
rakter als Sanitätsrath verliehen. g 

Der praktiſche Arzt ꝛc. Dr. Graber zu Are iſt zum Kreis⸗ 
phyſikus des Kreiſes * und der ſeitherige Kreisphyſikus Dr. 
Schmiedel in Militſch zum Kreiswundarzt des Stadtkreiſes Breslau 
ernannt worden. i 0 

Der in die Oberpfarrſtelle zu Freienwalde aD. berufene Superin⸗ 
tendent der Diözeſe Beeskow, Oberpfarrer Witte in Beeskow iſt zum 
en der Diözeſe Wriezen, Regierungsbezirk Potsdam, bes 

ellt worden. 

Der bisherige Bureaudiätarius Kreutzer iſt zum Geheimen expedi⸗ 
renden Sekretär und Kalkulator beim Miniſterium für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten ernannt worden. 

Der König hat den Geſchichts⸗ und Porträtmaler, Profeſſor Guſtav 
Richter zu Berlin, nach ſtattgehabter Wahl zum ſtimmfähigen Ritter 
des Ordens pour le mérite für Wiſſenſchaften und Künſte ernannt. 


Deutſcher Reichstag. 
33. Sitzung. 

(Fortſetzung.) 
Abg. Hänel: Herr Präſident! Sie haben es vorhin gerügt, daß 
ich den Herrn Reichskanzler in ſeiner Rede unterbrach. Der Herr 
Reichskanzler hat ſich dieſer Rüge angeſchloſſen. Herr Präſident, ich 
bin es ſtets gewohnt, mich auf Rügen des Präſidiums zu fügen, aber 
bei dieſer Veranlaſſung bin ich verpflichtet, wenigſtens meine Ent⸗ 
ſchuldigung vorzubringen und zwar unmittelbar nach der erhaltenen 
Rüge. Herr Präſident! Der Herr Reichskanzler hat in einer Wendung, 
die unmittelbar auf meine Rede hindeutete, behauptet, daß hier gegen 
ihn der Vorwurf der perſönlichen Feigheit gefallen ſei. (Fürſt 
von Bismarck: Ja!) Iſt das in Anknüpfung an meine Rede ge⸗ 
ſchehen, ſo habe ich zu erwidern, daß dies einfach und rein aus der 
Luft gegriffen iſt. (Sehr richtig! links), daß dieſes rein der Phantaſie 
des Reichskanzlers entſtammt. (Hört! hört! links), daß ich auch nicht 
eine Andeutung gemacht habe, die auch nur zum Anlaß der leiden⸗ 
ſchaftlichen Szene gemacht werden könnte, die der Herr Reichskanzler 
hier vor uns aufgeführt hat. (Sehr wahr! links.) Ich muß . 
f „ daß der Herr Reichskanzler einen ſolchen Paſſus brauchte, 
ihn, als er ihn nicht in 15 Abe un 5 hinein 
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gleichen Vorwand zu einer Aeußerung zu brauchen. Der Herr Vor⸗ 
redner iſt viel geſchulter in der Rhetorik und ich habe mich etwas 
eſchämt, in meinem hausbackenen Deutſch nach ſeiner wohlgeſchulten 
Rede ſprechen zu müſſen. (Oh! links.) Ich kann es aber nicht anders 
geben, als es mir gewachſen iſt. Aber das laſſe ich mir denn doch 
nicht aufreden, daß der Herr Vorredner nun mit jo ſtarker Tonart und 
mit ſolcher Unterſtreichung und blos durch den rhetoriſchen Accent, den 
er auf ſeine Sache legte, nun die Wirkung deſſen, was er und vor ihm 
Andere geſagt haben, abſchwächen oder gar vollſtändig ableugnen 
wollte. (Ruf links: Gewiß!) Sie werden nachher das Wort nehmen 
können, laſſen Sie mich ausreden! Wenn man Jemand beſchuldigt, 
daß er ſeine dienſtlichen Pflichten ſich mit dem Herrn, der für ihn auf 
diefer Welt der Höchſtſtehende und am meiſten zu Schützende und zu 
Ehrende iſt, alſo mit meinem angeſtammten König und Herrn, daß ich 
mich mit deſſen Perſon — und das hat doch der Herr gejagt, mit deſſen 
Namen mich decken wollte, um meiner geſetzlichen Verantwortlichkeit zu 
entgehen, die ſonſt auf mir laſtet, wenn das nicht einen Vorwurf der 
Feigheit im Dienſt enthält, dann ſind wir über die Logik der Worte 
nicht einig. (Oh! links. Sehr richtig! rechts.) Der Herr Vorredner hat mich 
zweifellos beleidigt durch ſeine Worte. Ich bin aber an Beleidigungen 
hier vollſtändig gewöhnt und bin zu alt, um mit Fleiſch und Blut 
darüber zu Rathe zu gehen; aber ich bitte den Herrn Vorredner, ſich 
doch darüber keine Illuſionen zu machen, daß er eine unprovozirte 
Beleidigung gegen einen Ehrenmann, der in ſeinen Dienſten ſeine 
Schuldigkeit thut, ausgeſprochen hat, die er nach meiner Idee nicht 
dadurch gut machen ſollte, daß er ſie einfach ableugnet. (Oh! links.) 
Sie eg es gejagt und Ihre Ableugnung iſt unrichtig. (Beifall 
rechts. a g 
Präſident von Levetzow erklärt, daß er Niemand gerügt, 
ſondern nur um Ruhe gebeten habe. 3 ̃ 
Abg. v. Treitſchke: Nach der Rede des Herrn Reichskanzlers 
erſcheint die Feldherrnweisheit des Herrn Hänel, die darauf ausging, 
den Gegner gerade an der unangreifbarſten und feſteſten ſeiner 
Poſitionen anzugreifen, etwas zweifelhaft. Ein günſtigeres Gebiet 
der Vertheidigung konnte die Regierung kaum finden als dieſes 
hier. Es war nicht klug von dem Redner der Fortſchrittspartei, 
der Reichsregierung die Gelegenheit zu geben, vor dem Lande 
zu konſtatiren den Unterſchied zwiſchen wirklich monarchiſcher Geſinnung 
und der Geſinnung, die ich die der Monarchiſten unter mildernden 
Umſtänden nennen möchte (Beifall rechts), die mit hohen Worten von 
der Würde der Krone emphatiſch redet, der Sache nach aber die Perſon 
des Monarchen ſo gänzlich verſchwinden läßt, daß ſchließlich unſer 
preußiſches Königthum unter die Stellung, die das engliſche einge⸗ 
nommen hat, herunterkäme. Ich bedauere lebhaft, daß ein ſolcher Er⸗ 
laß in unſerem Staate nöthig geworden iſt, — ich freue mich ſehr, daß 
die preußiſche Krone ſo reden kann, ohne dem Unglauben der weiten 
Welt zu begegnen, — die Schuld aber trägt meines Erachtens allein 
die Parteigenoſſenſchaft des Herrn Hänel. Wenn ein deutſcher Reichs⸗ 
fanzler in einem ernſten Augenblick den Reichstag auffordert, von einem 
Gedanken abzulaſſen, weil er überzeugt iſt, daß er ihn bei unſerem 
kaiſerlichen Herrn nicht durchſetzen Tann, jo finde ich das korrekt. Denn 
wenn der Kaiſer nicht will, kann ein Geſetz nicht zu Stande kommen, 
und der Kanzler thut ſeine Pflicht, wenn er uns darauf aufmerkſam 
macht. Ich kann alſo in den erſten Sätzen des Exlaſſes nichts finden 
als eine korrekte Konſtatirung deſſen, was in Deutjchland zu allen 
Zeiten Rechtens war und bleiben wird. Andere Nationen beneiden 
uns um die Stärke unſerer Krone! (Bravo!) Was den zweiten 
Theil des königlichen Erlaſſes betriſſt, ſo iſt der erſte Satz, der den 
politiſchen Beamten befiebit, bei den Wahlen die Meinung der Regie⸗ 
ung zu vertreten, unanfechtbar. Wie iſt damals in den Tagen der 
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Hohn und Spott übergoſſen worden, weil es ſo ſchwächlich ſei, 
ſeinen alten Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten, Landräthen, 
neues Programm durchführen zu wollen! 


man ihre Worte betrachten müßt 
ſchwindler ſpräche; lieſt man die infa N 0 
Sinne, ſo iſt es ganz unzweifelhaft, daß Agitation gegen die Regie⸗ 
rung einem königlichen Beamten nicht geziemt. Die Grenze iſt freilich 
ſchwer zu ziehen. Die ſubjektive Meinung darüber wird bei verſchie⸗ 
denen in der Regel verſchieden ſein. Aber hier gilt das Wort, daß 


ausſetzen muß. Es ſteht in dem Erlaſſe kein Wort, welches darauf 
hindeutet, als ſollte ein Gewiſſenszwang auf die Beamten geübt wer⸗ 
den. Exempla sunt odiosa, aber denken Sie doch, wie viele Mon⸗ 
archen könnten heute mit einem ſolchen Gefühle ihrer vollen 
wortung und ihrer vollen Macht jo zu ihrem Volke reden? Das iſt 
ein neuer Beweis dafür, daß jener Sozialdemokrat Recht hatte, der 
vor Kurzem in einem internationalen Rundſchreiben bitterlich ſagte: 
die deutſche Regierung iſt die ſtärkſte von allen. Ja, das meine ich 
auch und ſie wird es bleiben, ſo lange die perſönliche Machtſtellung 
unſeres Königs dauert. (Lebhafter Beifall rechts.) 

(Der Reichskanzler verläßt das Haus). a 

Abg. v. Bennig ſen: Nach den Erklärungen des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers iſt von einem bevorſtehenden Verfaſſungskonflikte keine Rede, 
von ſeiner Seite werde ein ſolcher Konflikt nicht geſucht werden, und 
da meines Wiſſens ein Konflikt auch von keiner anderen Seite beab⸗ 
ſichtigt wird, ſo kann dieſe Erklärung allerdings in vieler Hinſicht eine 
beruhigende Wirkung haben. Was den königlichen Erlaß anlangt, ſo 
ſpricht er ſich über die Rechte des Königs innerhalb der preußiſchen 
Verfaſſung gan; ähnlich aus, wie z. B. ein liberaler Staatsrechts⸗ 
lehrer, wie von Rönne, in dem Kapitel, das von den Rechten des 
Oberhauptes handelt. Nun fragt man ſich aber doch, war denn eine 
ſo dringende Veranlaſſung vorhanden, in ſo feierlicher Form die 
Stellung des Königs in Preußen auf Grund der Verfaſſung gegen 
Uebergriffe oder auch nur gegen Mißdeutungen zu wahren. 
(Sehr richtig! links.) Es iſt ja ganz richtig, was 
der Reichskanzler und der Vorredner ausgeführt haben. Der 
Monarch in Preußen und überhaupt die Monarchie in Deutſch⸗ 
land hat eine ganz andere Stellung und Entwickelung, als 
in den meiſten übrigen Ländern, namentlich aber als in England. 
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Monarchen geſcheitert ſind, uns alle Gefahren wird überdauern helfen. 
Guſtimmung links.) Der Herr Reichskanzler ſcheint nun die Noth⸗ 
wendigkeit für den Erlaß herzuleiten aus Anſpielungen, die hier und 
da in einer berliner Zeitung geſtanden haben, aus er. en sm 
eines Abgeordneten in einer Wahlrede. Iſt denn unſer Königthum 
wirklich fo ſchwach, daß man es für angegriffen und in ſeiner verfaſ⸗ 
ſungsmäßigen Stellung angezweifelt glaubt, wenn hier und da von 
einem Einzelnen in einer Rede Ausdrücke gebraucht werden, die aller⸗ 
dings auf die Verhältniſſe wenig paſſen und die guch vollkommen un⸗ 
berechtigt ſind? Zu einem ſolchen Akte muß eine viel dringendere 
Nothwendigkeit vorhanden fein, als ſie wenigſſens der Herr Miniſter⸗ 
präſident von Preußen hier im Stande geweſen iſt, zu entwickeln. 
Der Herr Reichskanzler hat erwähnt, daß hier im Hauſe Verwahrung 
eingelegt worden ſei gegen die Hereinziehung der Perſon des Monarchen 
zum Schutz eines miniſteriellen Programms. Es iſt allerdings etwas 
Derartiges vorgekommen dem preußiſchen Miniſter des Innern gegen⸗ 
über. Dabei bemerke ich, daß in früheren Jahren, als die Stellung des 
Reichskanzlers noch ſo ſtark war, daß ſeine Geſetzentwürfe in den 
meiſten Fällen großer Mehrheiten ſicher waren, daß da die Perſon 
des Königs und Kaiſers in die Diskuſſion nicht hineingezogen wurde. 
(Zuſtimmung links.) Es geſchieht alſo jetzt zu einer Zeit, wo ſeit 
Jahr und Tag trotz der hiſtoriſchen Bedeutung, trotz der von Nie⸗ 
mandem beſtrittenen Verdienſte des Kanzlers, derſelbe es hat erleben 
möſſen, daß von ihm vertretene Geſetzentwürfe eine Mehrheit nicht 
fanden, ſogar faſt einſtimmig von allen Parteien abgelehnt wurden. 
Nun dächte ich, daß, wenn eine Hineinziehung des Monarchen in die 
Debatten überhaupt eine Berechtigung hätte, die Miniſter dann die 
meiſte Veranlaſſuug dazu hätten, wenn ſie gewiſſermaßen die Sieger 
und die Herren der Situation ſind, nicht aber dann, wenn ſie Nieder⸗ 
lagen erleiden, wenn ſie aus einer leidenſchaftlichen und heftigen 
Wahlbewegung als die Geſchlagenen hervorgegangen find. (Zuſtim⸗ 
mung links.) In dieſem Sinne halten wir es im Intereſſe des 
Königthums und der Monarchie für unerwünſcht und nicht zuläſſig, 
wenn in einer ſolchen politiſchen Lage der Monarch in dieſer Form 
zum erſten Mal in den Wahlkampf von einem preußiſchen Miniſter 
gezogen worden iſt. — Was nun den zweiten, die Wahlen betreffenden 
Theil des Erlaſſes anlangt, fo tann ich ſagen, daß nach der Inter⸗ 
pellation des Herrn Reichskanzlers derſelbe weſentlich an Bedenken 
verliert, aber auch eine ganz andere Auffaſſung gewinnt, als ihm bis 
dahin in der Preſſe, auch in der der Regierung naheſtehenden gegeben 
worden iſt. Vielfach hat man an der Hand von Aeußerungen 
des Miniſters von Puttkamer in dem Erlat eine Aufforderung 
an die Beamten erblickt, aktiv für die Politik der augenblick⸗ 
lichen Regierung einzutreten. In dieſem Sinne würde der 
Erlaß ſeine gefährliche Bedeutung für das Wahlrecht nicht 
nur der Beamten, ſondern für den freien Ausdruck der 
ganzen Stimmung und politiſchen Richtung der Bevölkerung 


als Geſammtergebniß der Wahlen haben. Nun jagt der Reichskanzler, 


der Erlaß unterſcheide zwiſchen zwei Kategorien von Beamten, po⸗ 
litiſchen und nicht politiſchen. Für alle Beamte aver erwachſe aus den 
Pflichten des Amtes, vor allen Dingen auch aus dem Treueid, eine 
gewiſſe Rückſichtnahme auf die Art und Weiſe ſeiner Handlung bei den 
Wahlen, wie er das Wahlrecht ausübt und auf Andere bei der Wahl 
zu wirken ſucht. In dieſem Sinne ſpricht der Erlaß davon, daß alle 
Beamte „von allen Agitationen gegen Meine Regierung bei den Wahlen 
ſich fernhalten ſollen“. Dieſer Ausdruck „Agitakionen“ iſt vielfach miß⸗ 
verſtanden worden in dem Sinne, daß Beamte jeder Art ſich an 
Wahlbewegungen in einem dem Programme der Regierung entgegen⸗ 
geſetzten Sinne nicht betheiligen dürften. So hat der Reichskanzler 


neuen Aera das Miniſterium Schwerin von Seiten der Liberalen wir 
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en, ein 
) Wenn das damals ein Recht 
der Regierung war, ſoll es heute anders ſtehen? Der letzte Satz end⸗ 
lich, der allen Beamten die Agitation gegen die Regierung unterſagt, iſt 
ſehr mild gehalten. Auch dieſer Satz iſt unanfechtbar, wenn Sie nicht 
ausgehen wollen von dem allerdings beliebten Grundſatz, daß jede 
Regierung, weil fie regiert, des höchſtens Mißtrauens werth iſt, und 
e, als ob ein Roßtäuſcher oder ein Kur⸗ 
Worte aber einfach nach ihrem klaren 


man im Zweifel von der Regierung das Verſtändige und Milde vor⸗ 
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dieſen Satz und namentlich den Ausdruck Agitation nicht interpretirt, 
ſondern er hat denſelben berechtigter Weiſe ſo ausgelegt: der Beamte 
iſt kraft ſeines Amtes verpflichtet, unter beſonderen Rückſichten nicht in 
würdeloſer Weiſe Agitationen mitzumachen, ſein Amt nicht zu miß⸗ 
brauchen, nicht Handlungen mitzumachen, die ſozuſagen nicht mit dem 
Verfahren eines anſtändigen Mannes zu vereinbaren find. Damit find 
wir wohl Alle einverſtanden, und wenn ſich unſer politiſches Leben mehr 
beruhigt, dann wird jeder anſtändige Mann, einerlei ob Beamter oder 
nicht, in ähnlicher Weiſe mit Rückſicht auf den allgemeinen Anſtand ſo 
verfahren. Zuftimmung.) Was nun das Verhalten der jog. a a 
Beamten, al o in erſter Reihe der Landräthe, betrifft, ſo hat es mich ſehr gefreut 
daß der Reichskanzler den Ausdruck der „Verpflichtung der Vertretung 
der Politik der Regierung auch bei den Wahlen“ in meinem Sinne 
erläutert hat, daß meines Erachtens keine Partei des Hauſes etwas 
e wird einwenden können. Man hatte in der Regierungspreſſe 
und namentlich in den Kreiſen der Beamten dieſen Satz anders inter⸗ 
pretirt. Es ſoll alſo nicht heißen, daß die Beamten aktiv für den 
Kandidaten der Regierung und gegen den der Oppoſition auftreten 
ſollen; nein, ſie ſollen nur verpflichtet ſein, die Regierung und ihre 
Maßregeln gegen böswillige Entſtellung, Lügen und Verläumdungen 
in Schutz zu nehmen. In dieſem Sinne acceptiren wir vollſtändig, 
was hier geſagt worden iſt; das iſt ganz gewiß die Pflicht politiſcher 
Beamten; das kann die Regierung allerdings von ihren Beamten ver⸗ 
langen, daß ſie ſie gegen Verleumdung und gröbliche Entſtellung 
ſchützen. Ich habe mich für verpflichtet gehalten, im Intereſſe aller 
Beamten feſtzuſtellen, daß der Miniſterpräſident Fürſt Bismarck dieſen 
am meicten Anſtoß erregenden Satz des Erlaſſes in dieſem einſchrän⸗ 
kenden Sinne erläuternd feſtgeſtellt hat, und als derjenige, der den 
Erlaß kontraſignirt hat, iſt er ja am meiſten dazu legitimirt. Ich 
möchte nun allerdings wünſchen, daß dieſe Auffaſſung des Erlaſſes 
von den nachgeſetzten Behörden des preußiſchen Miniſters des Innern 
auch ſtrikte beobachtet und inne gehalten werde. Das würde ſehr zur 
Beruhigung in großen Schichten des Beamtenthums beitragen, einerlei, 
ob liberal oder konſervativ. Sollte es dau kommen, daß die Beamten 
in der Ausübung ihres Wahlrechts beſchränkt und an einer angemeſſenen 
Betheiligung an den Wablen gehindert werden, dann wäre es beſſer, 
man käme auf die Frage zurück, die Beamten vom Wahlrecht auszuſchließen 
aktiv wie paſſiv. Thut man das aber nicht, dann kann man ihnen 
auch nicht verwehren, daß fie ihre Stimme in angemeſſener Weise in 
der Wahlbewegung geltend machen, ohne gehäſſige, bösartige Form 
der Agitation. So wie die Verhältniſſe in Deutſchland liegen, können 
wir in unſeren Parlamenten die Mitwirkung des Beamtenſhums nicht 
entbehren, und wir können weder in den Parlamenten, noch für unſer 
ganzes politiſches Leben ein geachtetes ſich ſelbſt achtendes Beamten 
thum entbehren. (Zuſtimmung) Iſt das aber ſo, dann darf da 
B um in ſeiner en en Stellung bei den Wahlen nicht d 
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Abg. v. Kardorff: Ich glaube im Gegenſatz zu dem Herrn 
Vorredner, daß recht gewichtige Umſtände dieſen Erlaß als ganz zeit⸗ 
gemäß und nothwendig erſcheinen ließen. Wir find alle darin einig, 
daß die Beamten ihren Einfluß nicht dazu bei den Wahlen gebrauchen, 
daß ſie etwa Vortheile zuſagen oder Nachtheile androhen, für de 
Fall, daß in dieſem oder jenem Sinne gewählt wird. Aber auf de 
anderen Seite läßt es ſich nicht rechtfertigen, daß Beamte ſich als 
Kandidaten aufitellen laſſen gegen ihren eigenen König, wie es 
doch häufig genug vorgekommen iſt. Schon um dieſer Thatſach 
gegenüber den Beamten ihre richtige Stellung anzuweiſen, wa 
der Erlaß nöthig. Früher haben die Kandidaten die 
Gegenkandidaten ſchlecht gemacht, die eigene Partei herausgeſtriche 
und was dergleichen Agitationen noch mehr find. Jetzt beſchränkt ina 
ſich nicht auf Wahlreden, ſondern ein beſtimmter Theil engagirt ſich 
eine Anzahl von Agenten, welche von Dorf zu Dorf reiſen, um gege 

den Gegenkandidaten zu agitiren. Der Erfolg dieſer Agitation wird 
ſein, daß diejenige Partei die Oberhand behält, welche die gewiſſenloſe⸗ 
ſten Agenten hat und bezahlen kann. (Sehr gut! rechts.) Wir willen 
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ſehr wohl, daß auch auf Seiten der Regierungsparteien Ungehörigkeiten 
vorgelonmen find. Ich billige ſie nicht, aber vor allem mißbillige ich 
. ene Agitation, die ich charakteriſirt habe und wie ſie überall vorge⸗ 
kommen iſt (Rufe: wo denn?). In meinem eigenen Wahlkreiſe, im 
Kreiſe Randow und in vielen anderen. In dieſen Erſcheinungen ſehe 
ich allerdings einen Grund zu dem faiferlichen Erlaß, der Ihnen (inks) 
ſo ſehr mißfällt. Was die politiſche Seite der Sache betrifft, So ſchließe 
ich mich den trefflichen Ausführungen meınes Freundes Treitſchke voll⸗ 
femmen an. Ich glaube, daß Sie (links) aus dem heutigen Kampfe 
nicht als 495555 hervorgegangen ſind, ſicherlich nicht in den Augen der 
Nation. (Lebhafter Beifall rechts.) > 

Abg. v. Stauffenberg: Meine Herren! Wir hätten Bes 
denken getragen, dieſen Erlaß, der ja von dem Fürſten Bismarck nicht 
als Reichskanzler, ſondern als Präſident des preußiſchen Staatsmi⸗ 
niſteriume gegengezeichnet iſt, hierzur Sprache zu bringen, wenn derſelbe 
lediglich für Preußen beſtimmt geweſen wäre. Das iſt ge nicht der 
Zul. Der Criaß iſt von dem Statthalter von Elſaß⸗Lothringen in 
Der elſaß⸗lothringiſchen Zeitung ſämmtlichen Landesbeamten, „welche 

iner Majeftät den Eid der Treue geleiſtet haben, zur Kenntniß⸗ 
nahme und Nachachtung“ mitgetheilt. Durch dieſen Akt iſt der Gel⸗ 
kungsbereich des Erlaſſes auch auf die Reichslande ausgedehnt. Nun 
hat allerdings nach den Erklärungen des Deren Reichskanzlers der Er⸗ 
laß ein anderes Geſicht bezüglich jenes Theils gewonnen, welchen ich 
m beſprechen mir vorgenommen habe. Der Reichskanzler hat den Er⸗ 
laß in einer Weiſe a isgelegt, die der Sache eine gan; andere Wen: 
dung geben. Daß ſeine Ausführungen mit dem Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes zuſammenſtimmen können, kann wohl nicht bezweifelt werden. 
Daß er mit dem Erlaß die Abſicht gehabt, nur dieſen Punkt zu treffen, 
müſſen wir ihm glauben, nachdem er es beute erklärt hat. Aber, 
meine Herren, daß der Erlaß vom erſten Anfange an nicht ſo verſtan⸗ 
den wurde, daß 


5 aß er insbeſondere in den Veamtenkreiſen im deutſchen 
Vaterlande nicht ſo verſtanden worden, iſt ganz zweifellos (Zultum- 
mung links). Man kann wohl zu einer ſolchen Interpretation kom⸗ 
men, wenn ſie ſpäter gegeben worden iſt, aber von ſelbſt iſt Niemand 
x u dieſer Interpretation gekommen (Sehr richtig! links). Wenn Sie 
dieſen Erlaß mit dem Wortlaut früherer Erlaſſe oder miniſterieller 
Verfügungen vergleichen, ſo werden Sie finden, daß Sie ſich auf dem⸗ 

ſelben Gebiet bewegen. Die Freiheit der Wahl wird überall als ſelbſt⸗ 
verſtändlich hingeſtellt. Aber, meine Herren, wenn Sie, fi erinnern, 
wie dieſe Erlaſſe nach unten bin 4 aa worden find, fo werden Sie 
‚zugeben, daß es eine der ſchwerſten Gefahren für die Wahlfreiheit der 
Beamten iſt, wenn ein ſoſcher von fo hoher autoritativer Seite aus⸗ 
gegangener Erlaß ſich in Ausdrücken bewegt, welche, mindeſtens ge⸗ 
0 nach unten in ſehr erheblichem Grade mißverſtanden werden 
können. (Sehr richtig! links.) Liegt aber dieſe Möglichkeit vor, 


ſo ſcheint es mir eines der allerdringendſten Bedürfniſſe zu ſein, daß 
dieſe Auslegung nicht bloß hier im Hauſe erfolgt, wo ſie ſich in dem 
a Bericht verbirgt, ſondern daß fie den Beamten lundgege⸗ 
ben werde. (Lebhafte Zuſtimmung links.) Dies iſt nothwendig, damit 
Dieſe falſchen Auslegungen ſich nicht fernerhin verbreiten. Erfolgt dieſe 
Auslegung nicht, ſo würde die Lage der Beamten eine ſehr prekäre 
werden. Wie weit ein Beamter, die ihm zugewieſene Grenze zu ziehen 
weiß, zeigt recht draſtiſch der Fall in Lauenburg. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit iſt es doch recht intereſſant zu hören, daß bei der Verhandlung, 
welche vor wenig Tagen vor dem Lübeckſchen Gerichte ſtattgefunden. 
unter den Erſchwerungsgründen, welche zur Verurtheilung führten. 
ausdrücklich aufgeführt war, daß der betreffende Landrath ſich in die 
»MWablagitation gemiſcht hat. (Hört! hört!) Aber für uns iſt dieſe 
Frage jetzt nicht mehr eine akute, es tritt vielmehr eine an⸗ 
dere Frage in den Vordergrund: das iſt die Stellung des 
Reichstages. Das Anſeben dieſes hohen Hauſes iſt davon ab: 
hängig, daß es als eine vollitändig frei gewählte Körperſchaft 
erſcheint, die der Ausdruck des Willens der deutſchen Nation iſt. 
S Sehr richtig! lints.) Ich glaube auch, meine Herren! es muß jeder, 
auch der leiſeſte Verſuch, auf eine Verdunkelung dieſes Volkswillens 
binzuwirken, von dieſem hohen Hauſe von en mn 
. an werden. (Beifall links.) Dieſes Parlament war von jeher 
da bol der deutſchen Einheit, es war ſchon vor 48 fo, es iſt nach 
48 fo geblieben, und es verdient an dieſer Stelle hervorgehoben zu 
werden, daß, als der Herr Reichskanzler im Jahre 1866 die deutſche 
Frage wieder in Fluß brachte, es der Gedanke des deutſchen Parla⸗ 
ments war, mit dem er zunächſt die Herzen des deutſchen Volkes zu 
ewinnen wußte (Lebhafte Zuſtimmung), und daß er mit dieſem Par⸗ 
5 —5 nur ein wirkliches Parlament, ein frei gewähltes gemeint haben 
kann, iſt ganz zweifellos. Für ein Beamten⸗Parlament, für ein durch 
Wahlbeeinfluſſungen herbeigefübrtes Parlament würde ſich keine Hand 
erhoben, würde fein Herz höher geſchlagen haben (Lebhafte Zuſtim⸗ 
mung.) Nun gehe ich nicht ſo weit, vom Herrn Reichskanzler zu glau⸗ 
ben, daß er damals eine gewiſſe Schwärmerei für parlamentariſche Ein⸗ 
richtungen gehabt hätte (Heiterkeit), aber man täuſcht ſich ſchwer, 
wenn man glaubt, daß, nachdem man einmal dieſes Mittel ergriffen 
hat, nachdem man das deutſche Parlament als ein Grund⸗ und Eckſtein 
der vereinigten deutſchen Völker eingeführt hat in die Reichsverfaſſung, 
daß man ohne ein derartiges Parlament. welches in den Augen der 
deutſchen Nation das nöcbige Anſehen genießt, die deutſche Einheit 
weiter in fruchthringender Weiſe erhalten werden kann. (Sehr 
richtig! links.) Nun hat ſich aber ſeit ungefähr zwei bis drei 
Jahren in jenen geheimniß pollen Kanälen, die wir alle kennen, oder 
auch nicht kennen (Heiterkeit), das Beſtreben gezeigt, den deutſchen 
Reichstag berabzuſetzen. Dieſem muß ein Ende gemacht werden. 
Zum Schluß noch eins. Ich halte es für pollſtändig unrichtig und für 
eine Unterſchiebung, welche von gegneriſcher Seite gemacht, daß es 
irgend Jemand in dieſem Hauſe giebt, welcher unter der Herrſchaft 
der jetzigen Reichsverfaſſung nach einer Parlamentsherrſchaft ſtrebt. 
Des iſt abſolut unmöglich. Was aber möglich iſt und gefordert wer⸗ 
den muß und gefordert werden kann, das iſt die freie Verſtändigung 
der Reichs egierung mit einem freigewählten Parlament, und wenn 
dieſe von irgend einer Seite gefliſſentlich verkümmert wird, dann. m. 
H.! glauben wir allerdings ſehr ſchweren Zuſtänden entgegenzugeben, 
und diejenigen, die fie verſchuldet haben, mögen die Folgen tragen. 
(Lebhafter Beifall links.) N 
Staatsſekretär v. Bötticher: Als dieſer Erlaß zuerſt in der 
Peeſſe angegriffen wurde, war es uns, die wir von der Entſtehung 
deſſelben Kenntniß hatten, in der That in höchſtem Grade auffallend, 
daß man gegen denſelben zu Felde ziehe, und wir waren ſehr neugierig 
die Gründe zu erfahren. Heute, nachdem der re geſprochen, 
habe ich von den nach ihm zum Wort gekommenen Rednern abſolut 


was eine Differenz gegenüber den im Erlaß 


ar nichts mehr gehört, 
5 Der König hat das Recht zu 


niedergelegten Auffaſſungen bekundet. 0 
feinen Beamten zu ſprechen, das Recht zu ſagen, wie er das be⸗ 
ſchworene Treuverhältniß zu ihm auffaſſen will und ich weiß nicht, 
wo man die Stirn hernehmen will, ihm dieſes Recht zu beſtreiten. 
Der Vorredner bat beſonders den Paſſus der Rede des Reichskanzlers 
beleuchtet, in dem dieſer erklärt hat: Sie werden einen Konflikt ver⸗ 
eblich erstreben. Er hat einen gewiſſen Halt für die von ihm darge⸗ 
ii. egte Anſchauung, daß die Regierung einem Konflikt zuſtrebe, in einem 
. Artikel eines angeblich offiziöſen Blattes erblicken zu müſſen geglaubt. 
Ich habe darauf zu erklären, daß dieſes Blatt, die „Wiener politiche 
KRorreſpondenz“, niemals mit der preußiſchen noch mit der Reichs⸗ 
Tegierung in irgend welcher Verbindung geſtanden hat. Wenn der 
Vorredner weiter behauptet hat, daß ſeit einer Reihe von Jahren von 
einem gewiſſen Zentrum heraus ſich das Beſtreben zeige, den deutſchen 
Reichstag berabzuſetzen, ſo muß ich das auf das Allerentſchiedenſte be⸗ 
zeiten. Das Zentrum, das er im Auge hatte, war ja ſehr durch⸗ 
fſichtig. Ich wünſche aber doch bewieſen zu ſehen, daß in der That 

das Bestreben deſſelben dahin geht, die Rechte dieſer Körperſchaft her⸗ 
abzusetzen. Ich bin erfreut, daß Bennigſen und Stauffenberg den 
Erlaß ſachlich nicht mehr anfeinden. Wenn der Letztere den Wunſch 
ausgeſprochen hat, daß wir immer mehr dahin gelangen mögen, durch 


dem Parlament die Angelegenheiten des Reichs und d 5 
fördern, ſo hat er bei dieſem Wunſche keinen eifrigeren Betheiligten 


eine freie Verſtändigung zwiſchen den deutſchen Bundesregierungen und 
es Volks zu 


als die deutſche Regierung. (Beifall.) 5 

Abg. v. Malzahn⸗Gültz: Die Diskuſſion hat einen von 
meinen Erwartungen durchaus abweichenden Verlauf genommen. Ich 
glaubte, die Herren würden den Inhalt des Erlaſſes als einen durch⸗ 
aus falſchen darzulegen ſuchen. Das war nicht der Fall. Ich kann im 
Gegentheil konſtatiren. daß bereits der erſte und alle übrigen Redner 
die ſtaatsrechtlichen Grundſätze des Erlaſſes als durchaus konform mit 
dem poſitiven Rechte des Landes anerkannt haben. Warum hat man 
ihn trotzdem zur Sprache gebracht? Vor Allem hat uns hier der Theil 
des Erlaſſes beſchäftigt, der ſich mit der Stellung der Beamten in der 
Wahlbewegung befaßt. Wie wird denn dort verfahren, wo die liberalen 
Herren am Regiment ſind? Die Herren dort drüben haben wiederholt 
betont, daß fie noch heute auf dem Boden des Programms der Fort⸗ 
ſchrittspartei ſtehen. Wie heißt es nun aber in dieſem Programm? 
„Für unſere inneren Einrichtungen verlangen wir eine feſte liberale 
Regierung, die es verſteht, ihren Grundſätzen in allen Schichten der 
Bevölkerung unnachſichtlich Geltung zu verſchaffen.“ (Hört! hört! 
rechts.) Ich meine, Männer, die auf ſolchem Programm ſtehen, haben 
doch wahrlich keine Urſache, ſich über dieſen Erlaß zu beſchweren. 
Sehr richtig! rechts.) Ich konſtatire zum Schluß, daß das? Herein⸗ 
ziehen dieſes für Preußen gegebenen Erlaſſes in unſere Debatten uns 
begründet war, und der Angriff, welcher auf die Politik der Reichs⸗ 
regierung unternommen war, abgeſchlagen worden iſt. (Beifall rechts.) 

8 (Schluß folgt.) 


Jelegraphiſche Nachrichten. 

Karlsruhe, 24. Januar. Der heute über den Geſund⸗ 
heitszuſtand des Großherzogs veröffentlichte Bericht konſtatirt eine 
weitere Abnahme der Augenentzündung und fortſchreitende Beſſe⸗ 
rung im Allgemeinbefinden. 

München, 24. Januar. Die Reichsrathskammer lehnte 
nach umfaſſender Debatte den Antrag des Ausſchuſſes auf Zu⸗ 
ſtimmung zu dem Beſchluſſe der Kammer der Abgeordneten be⸗ 
treffend die Aufhebung der Simultanſchule mit 30 gegen 24 
Stimmen ab, nahm dagegen den Abänderungsantrag des Kon⸗ 
ſiſtorialpräſidenten Meyer auf eine Reviſion der betreffenden Ver⸗ 
ordnung mit 34 gegen 20 Stimmen an. 

Augsburg, 24. Januar. Das Begräbniß Völks fand 
heute unter ungewöhnlich großer Betheiligung ſtatt. Die Leichen⸗ 
rede hielt der altkatholiſche Pfarrer von München. Bürger⸗ 
meiſter Fiſcher ſprach ergreifende Worte im Namen der Stadt 
Augsburg und der bairiſchen Volksvertretung. Die Vertreter der 
Anwaltskammer, der Städte Kempten und Immenſtadt und der 
Abgeordnete Buhl Namens der drei liberalen Reichstags⸗Fraktio⸗ 
nen legten Kränze auf den Sarg nieder. Auch die Textil⸗In⸗ 
duſtrie Augsburgs und der Zentralverband deutſcher Induſtrieller 
ſpendeten durch ihre anweſenden Vertreter prachtvolle Kränze. 

Paris, 23. Januar. 1) Ergänzungs⸗Depeſche zu den Pariſer 
Schlußkurſen. Zproz. amortiſirb. Rente 82.55, Franzoſen 615,00, 
Lombarden 286,00, do. Prioritäten 264,00, Türken 12,35, Türkenlooſe 
49,25, Credit mobilier 630,00. i 

2) Ergänzungs⸗Depeſche zu den Pariſer Schlußkurſen. Zproz. 
amortiſirb. Rente 82 60, Franzoſen 615.00, Lomkarden 260,00, do. 


e 1 
Prioritäten 264,00, Türken 12,30, Turkenlooſe 49,25, Credit mobilier 
i e e Beba SE wre 
RR ird verfichert, die Unterhandlungen zwiſchen der Union 


e ter. 278, Behauptet, geſchäftslos. 
générale und den Kreditinſtituten würden die Union générale 
in den Stand ſetzen, alle Depots zurückzuerſtatten und am 
Parquet die von ihr gekauften Stücke abzunehmen. In Folge 
deſſen würden die Wechſelagenten ihre Verluſte decken können. 
Die Stimmung iſt erheblich beſſer. a 

Paris, 24. Januar. Wie es heißt, iſt die Regierung 
noch immer entſchloſſen, aus der Annahme des Reviſionsentwurfes 
in ſeiner Geſammtheit eine Kabinetsfrage zu machen. Falls das 
Kabinet unterliegen ſollte, würde Gambetta am folgenden Tage 
ſeinen Platz als Deputirter in der Kammer wieder einnehmen, 
im Bureau der Kammer verſchiedene ſeit dem 14. November 
ausgearbeitete Geſetzentwürfe niederlegen und dieſelben von der 
Tribüne herab vertheidigen. 

Paris, 24. Januar. Der Komptant⸗Markt geſtaltete ſich 
an der heutigen Börſe äußerſt günſtig, da das Geld in ſehr 
großer Menge zuſtrömt. Das Termingeſchäft bleibt zunächſt auf 
Liquidations⸗Transaktionen beſchränkt. Die Aktien der Union 
gensral: werden ab Februar nur per comptant gehandelt. 


Paris, 24. Januar. Trotz der augenblicklich an der 
hieſigen Börſe herrſchenden Schwierigkeiten iſt die Haltung der⸗ 
ſelben beſſer als die auswärtiger Börſenplätze. Man iſt fort⸗ 
dauernd bemüht, Mittel ausfindig zu machen, um die Liquidation 
zu erleichtern. 

Port⸗Vendres, 24. Januar. Abends um 5 Uhr fand 
hier eine Patronen⸗Exploſion in einer Dynamitfabrik ſtatt, wobei 
16 Perſonen verunglückt ſind. Das ausgebrochene Feuer iſt auf 
feinen Heerd begrenzt. Es find Maßregeln getroffen, die eine 
weitere Exploſion verhindern. 


Plymouth, 23. Januar. Die hamburger Poſtdampfer „Friſia“ 
und „Bohemia“ ſind hier eingetroffen. 


Paris, 25. Januar. 
lyoner Platze bedeutende Mittel gegen Pfänder erſten Ranges, 
welche von den erſten Finanzhäuſern und Handelshäuſern Lyons 
hergegeben wurden, zur Verfügung. 


Petersburg, 25. Januar. Der „Regierungsbote“ ver⸗ 
öffentlicht heute das kriegsgerichtliche Urtheil in dem Prozeß ge⸗ 
gen Sankowsky und Melnikow wegen des Attentats auf Tſche⸗ 
rewin. Das Urtheil lautet gegen Sankowsky auf Tod mittelſt 
Stranges; Melnikow wurde zu zwanzigjähriger Zwangsarbeit 
in den Bergwerken verurtheilt. Das Urtheil wurde zur endgilti⸗ 
gen Beſtätigung dem Gehilfen des Kommandirenden des Peters⸗ 


burger Militärbezirks überwieſen, welcher das Kriegsgericht 
am 11 d. bencchrichtigte, daß er das Urtheil gegen Mel: 
nikow beſtätigt habe, das Urtheil gegen Sankowsaky, 


deſſen Angehörigkeit zu einer geheimen Geſellſchaft gerichtlich nicht 
erwieſen ſei und welcher ein Gnadengeſuch einreichte, dahin ab⸗ 
geändert habe, daß Sankowsky auf unbeſtimmte Zeit in die 


Bergwerke verſchickt werde. 


Rechte verluſtig erklärt. 


Die Bank von Frankreich ſtellte dem 


Beide Ve k rurtheilte wurden aller 


— 


E 
a thalt der folgenden Mittheilungen und 
übernimmt die Nebaktion keine Verantwortung: 


—.—. Hafer Wekündigt — 
April⸗Mai 143 B 


r. — Raps Gel. — Cenkn., anuar 268 Br. 266 Gd. 
Rüböl ruhig. Gel. — Centn., loko 57,50 Br., per Januar 56 Br., 
ver Januar ⸗ Februar 56 Brief, ver Februar⸗März —,— per 
April ⸗ Mai 55,50 bez. —.—. per Mar⸗Juni 56 Brief. Spiritus 
niedriger. Gekündigt —.—. Liter. Abgelaufene⸗ Kündigungs ⸗ Scheine. 

Januar 45,70 Gd Januar ⸗Februar 45,70 Geld, per 


N - 8 „ April⸗Mai 
ez Br u. Gd. per Mai⸗ Juni 48,40 Gd., per n 10 bez., 
uguft 50 Br. per Auguſt⸗ September 50,40 bez. Z ink ohne 


Die Bäörſen⸗Commiſſion. 
Dörfen-Belegramme. 
Berlin, den 25. Januar. (Telegr. Agentur) 


N Not. v. 24. J Spiritus matt Not. v. 24. 

beil⸗Mai 2227 — loco 47 30 47 60 

Juni⸗Juli 227 50 227 50 Januar 48 1048 30 
zoggen höher April. Mai 49 30 49 50 
anuar 179 50.178 50] Mai⸗Juni 49 60 49.70 
pril Mai 173 — 171 50] Sunt-Sult 50 ‚69, 50.70 
dai⸗Juni 170 50 169 25 Hafer — een 

Nüböl feſt pril⸗Mai 146 — 145 75 
anuar 56 — 66 80 Kündig. für Roggen — — 
pril⸗Mai 56 30 56 — | Kündig. Spiritus 60,000 — 

N 


Märkiſch⸗Poſen E. A 35 Pr 35 — Ruff. Präm⸗An! 1866 139 75139 75 
or.113 601113 50 { 


do. Sn Poſ. Prozinz.⸗B.⸗A. 122 — 122 60 
Berg. Märk. E. Akt. 121 30 121 40 Nen F 
e i A 271 30 241 30 Foſener Spritfabrik — — — — 
Kronpr Rupolf. E. 68 25 70 — ank. 145 50145 — 
Deſterr. Silberrent 63 20 63 60 Deutſche Bank Act. 143 751144 — 
Ungar. 5% 69 40 71 — J Disk. Kommand.⸗A. 176 70,180 — 
Ruf gl. Anl. 87 70 50 70 40 ee 1209 40100 25 

E 75 2 4 * Dr — „ Pr. — 
„zweite Oriental. 57 50 57 60 J Poſener 4% Pfandbr. — — — — 
ER dd. 82 10 82 25 We d 


Nachbörſe: Franzoſen 492 — Kredit 489 — Lombarden 204 50 
Galizier. Eiſen. Akt.121 — 121 — Ruſſiſche Banknoten 209 10 209 50 
ort Anl. 100 25 100 50 05 . Anl. 1 85 25 85 10 
5 64 — 6 10 


Poſener Piandhriefe1l00 — 100 — Poln and 
Salene mienbriefe 90 20,100 20 Bon. Li RI. 56 —| 56 — 
gern. Bantıtöten 170 501170 55 Den. Kredit Ati. 486 — 492 — 
Hefter Goldrente 77 90 77 90 Staat 4289 — 405 — 
869er Le oſe 120 50 120 50 L 3 ‚50 5 
der , 85 75 86 45 Jondſt. feſtt 


Wee 649 ies 100 80 90 201° 
Stettin, den 25. Januax. (Telegr. Agentur. 
5 8 Not. v. 24. FR } 


Not. v. 24. 

Weizen matt — — . Spiritus matt | 
Abril⸗Mai 227550 228 50 le 46 10 46 30 
Mai⸗Juni 227 50.228 50 Januar 46 90, 47 — 
Roggen matt pril⸗Mai 48 80 49 — 

Mai 169 — 169 50 Juni⸗FJuli 50 20 50 50 
Mai⸗Juni 167 — 167 50 Petroleum —. 
Nüböl stil 000 8 20 8 30 
Januar⸗Februar 54 50) 54 50 Rübſen —. Fan 2 
April⸗ Nat 55 50 55 25 April⸗Mai 265 — 265 — 


Durchſchnitts⸗Marktpreiſe nach Ermittelung der k. Polizei⸗Direktion 
Poſen, den 25 Januar 2 


gering. W. Mit 
M. Pf. L. 


. niedr. itte. 
Ii 


Stroh Rindfi. v. d 

Richt⸗ ＋ 6 1] 6.500 Keule = 

Krumm (— - Bauchfleiſch 

Heu 6501 7 —Schweineft. 27 1 

Erbſen 7 — —— 11 yammelfl. 8 1 

Linsen —— 1 —- - albfleiſk 1 1 — 
Bohnen — 2 Butter 2401 2 — 220 
Kertoffeln 3 40 3 —1 3 20Eier vr. Schock 2 801 — 280 


Boörſe zu Poſen. 
Poſen, 25. Januar. (Amtſicher Börſenbericht. 

No gen geſchäftsles. 

Spiritus (mit Faß). Gef. 15,000 Liter. Kündigungspreis 46,30. 
per Januar 46,30 per Februar 46,30, per März 46,70, ver April⸗Mai 
47,60, per Juni 4860, per Juli 49,30. Loco ohne Faß 45,50. f 

Poſen, 25. Januar Börſenbericht. 

Roggen ohne Handel. 

Spiritus matt. Gekündigt —,—. Liter. Kündigungspreiß —.—. 
ver Januar⸗ Februar 46,30 bezahlt, per März 46.80 bez. Br., per April⸗ 
Mai 47,70 bez. Br., Loco ohne Faß 45,60 bez. Gd. 

Marktbericht der kaufmänniſchen Vereinigung. 

Poſen, den 25. Januar. 


ER feine W. mittl. W. ordin. W. 
Weizen f 22 M. 10 Pf. 21 M. 30 Pf. 20 M. 40 Pf. 
Roggen 17 10 16 „ 90 16 70 
Gerſte „ 15 30 14 „ 70 14 20 
afer eo 1 „ o 14 „ 0 „ 
—0 rn 100 18 „ 90 1 70 17 40 

„(Fu R { = 15 „ 50 15 
Kartoffeln 3 60 „ 3 „ 40 ü 3 Mn 
Wicken Kar. 15 — 14 70 14 „„ 
eee 15 . — . 14 60 11 80er 

„ (blau 14 „ — 13 60 13 

Marktkommiſſion. 


Drug d Brian nor W. Deder & Comp. E. Mone im Vefen. 


—— 


